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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Viertes Gesetz zur Änderung des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes Nordrhein- 
Westfalen 
 
 
A Problem 
 
Nach langjährigen und intensiven Verhandlungen haben sich das Europäische Parlament und 
die Mitgliedstaaten im Mai 2024 auf das Gemeinsame Europäische Asylsystem, die GEAS-
Reform, geeinigt. 
 
Die zehn Gesetzgebungsakte des Europäischen Parlaments und des Rates sind am 
14. Mai 2024 beschlossen worden und am 11. Juni 2024 in Kraft getreten:  
 

- Richtlinie (EU) 2024/1346 – Aufnahme-Richtlinie zur Regelung von Unterstützungsleis-
tungen während des laufenden Asylverfahrens, Zugang zum Arbeitsmarkt sowie Haft-
voraussetzungen;  

- Verordnung (EU) 2024/1347 – Anerkennungs-Verordnung zur Regelung der materiel-
len Voraussetzungen für die Anerkennung als Flüchtling bzw. die Gewährung subsidi-
ären Schutzes sowie der Rechtsstellung von international Schutzberechtigten;  

- Verordnung (EU) 2024/1348 – Asylverfahrens-Verordnung mit Regelungen zu Verfah-
ren, Rechtsbehelfen, Fristen, (verpflichtenden) Asylgrenzverfahren für bestimmte Per-
sonengruppen sowie zum Konzept sicherer Staaten;  

- Verordnung (EU) 2024/1349 – Rückkehrgrenzverfahrens-Verordnung zur Regelung 
des Rückkehrgrenzverfahrens;  

- Verordnung (EU) 2024/1350 – Neuansiedlungs-Verordnung zur Regelung des Rechts-
rahmens für Aufnahmeprogramme aus humanitären Gründen;  

- Verordnung (EU) 2024/1351 – Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung (Nach-
folge zur bisherigen sog. Dublin-III-Verordnung) mit Regelungen zur Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten für die Durchführung von Asylverfahren, zum Übergang der Zuständig-
keit auf einen anderen Mitgliedstaat, zu Überstellungsverfahren und zum neuen ver-
pflichtenden Solidaritätsmechanismus zum Ausgleich von übermäßigen Belastungen 
einzelner Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit Migration;  

- Verordnung (EU) 2024/1352 – Überprüfungs-Folge-Verordnung mit notwendigen An-
passungen in anderen Verordnungen hinsichtlich der Datenabfragen in existierenden 
Systemen bzw. Datenbanken und hinsichtlich der Herstellung der Interoperabilität;  

- Verordnung (EU) 2024/1356 – Überprüfungs-Verordnung zur Regelung des Überprü-
fungsverfahrens für Identifizierung, Gesundheits- und Vulnerabilitätsprüfung sowie Si-
cherheitskontrolle von Personen, die in das Gebiet der Europäischen Union einreisen, 
ohne die Einreisevoraussetzungen nach Artikel 6 der Verordnung (EU) 2016/399 
(Schengener Grenzkodex) zu erfüllen;  
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- Verordnung (EU) 2024/1358 – Eurodac-Verordnung mit Regelungen zur Reform der 
Datenbank Eurodac durch eine verbesserte Datengrundlage, Interoperabilität und effi-
zientere Nutzung der Daten;  

- Verordnung (EU) 2024/1359 – Krisen-Verordnung mit Sonderregelungen für Ausnah-
mesituationen, die zu einer Überlastung des Asylsystems führen könnten. 

 
Für die operative und normative Umsetzung haben die Mitgliedsstaaten bis Juni bzw. Juli 2026 
Zeit.  
 
Die Bundesregierung hat daher am 3. September 2025 zwei Gesetzentwürfe beschlossen, mit 
denen das neue Gemeinsame Europäische Asylsystem in nationales Recht umgesetzt wird. 
Die damit einhergehenden Anpassungen, insbesondere im Asylgesetz und Aufenthaltsgesetz, 
treten ebenfalls im Juni des Jahres 2026 in Kraft und sind durch die Länder auszuführen, so-
weit nicht der Bund zuständig ist. Insbesondere die neu hinzugekommenen Haftarten werden 
im Asylgesetz (AsylG) sowie im Aufenthaltsgesetz (AufenthaltsG) abgebildet. 
 
Zusätzlich wird die bisher geltende Dublin-III-Verordnung durch den Rechtsakt 2024/1351, die 
Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung, abgelöst, sodass der aktuelle Verweis im 
AHaftVollzG auf die Dublin-III-VO auf die ab Juni 2026 geltenden rechtlichen Grundlagen an-
zupassen ist.  
 
Auch der Ausreisegewahrsam, der im AufenthG in einer eigenen Norm zu finden ist, sollte 
ausdrücklich in die Aufzählung aufgenommen werden.  
 
B Lösung 
 
Es bedarf in Nordrhein-Westfalen entsprechender Anpassungen, um den Änderungen auf eu-
ropäischer und nationaler Ebene wirksam begegnen zu können und diese umzusetzen. Das 
Abschiebungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen (AHaftVollzG NRW) regelt den Vollzug 
der Abschiebungshaft in Nordrhein-Westfalen. Es bestimmt darüber hinaus, welche der Haft-
arten im Bereich des Aufenthaltsrechts in der Unterbringungseinrichtung für Ausreisepflichtige 
in Büren (UfA Büren) vollzogen werden können. Die derzeit geltenden Haftarten sind abschlie-
ßend in § 1 Absatz 1 des AHaftVollzG NRW aufgeführt und werden in der UfA Büren vollzogen. 
Diese erweitern sich nunmehr auf neue Haftarten, die dem Aufenthaltsrecht und dem Asylrecht 
bisher nicht bekannt waren. Namentlich handelt es sich um 
 
- die Asylverfahrenshaft, 
- die Haft im Rückkehrgrenzverfahren, 
- die Überprüfungshaft an den Außengrenzen und 
- die Überprüfungshaft im Bundesgebiet. 
 
Der Verweis im AHaftVollzG NRW auf die Dublin-III-VO für die Überstellungshaft ist ebenfalls 
den ab Juni 2026 geltenden Regelungen anzupassen.  
 
Der bisher nicht anhand einer Norm aufgeführte Ausreisegewahrsam ist ebenfalls im Zuge der 
Änderung klarstellend mit aufzunehmen. 
 
C Alternativen 
 
Keine 
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D Kosten 
 
Keine 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig innerhalb der Landesregierung ist das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration.  
 
Beteiligt sind das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen sowie das 
Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Keine 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Keine 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Keine 
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Keine 
 
K Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Verwal-

tung (E-Government-Check) 
 
Keine 
 
L Befristung 
 
Keine 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Viertes Gesetz zur Änderung des  

Abschiebungshaftvollzugsgesetzes  
Nordrhein-Westfalen 

 

  

Artikel 1 
Änderung des Abschiebungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
Das Abschiebungshaftvollzugsgesetz Nord-
rhein-Westfalen vom 17. Dezember 2015 
(GV. NRW. S. 901), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 643) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über den Vollzug der Abschie-

bungshaft in Nordrhein-Westfalen  
(Abschiebungshaftvollzugsgesetz Nord-

rhein-Westfalen - AHaftVollzG NRW) 
 

§ 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
1. Satz 1 wird durch den folgenden Satz er-

setzt: 
 

„Folgende freiheitsentziehende Maß-
nahmen werden in besonderen speziel-
len Abschiebungshafteinrichtungen (Un-
terbringungseinrichtungen) vollzogen: 
 
1. Zurückschiebungshaft nach 

§ 57 Absatz 3 des Aufenthaltsge-
setzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. Februar 2008 
(BGBl. I S. 162), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Ap-
ril 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 111) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung, 

2. Abschiebungshaft als Vorberei-
tungs- und Sicherungshaft, 

3. Zurückweisungshaft nach § 15 Ab-
satz 5 des Aufenthaltsgesetzes, 

4. Überprüfungshaft an den Außen-
grenzen und im Bundesgebiet nach 
den §§ 14a und 15b des Aufent-
haltsgesetzes, 

5. Asylverfahrenshaft nach § 69 des 
Asylgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Septem-
ber 2008 (BGBl. I S. 1798), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. April 2026 

 § 1 
Abschiebungshaft, Einrichtungen 

 
 
 

(1) Freiheitsentziehende Maßnahmen nach 
den Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Februar 2008 (BGBl. I S. 162) in der jeweils 
geltenden Fassung (Abschiebungshaft als 
Vorbereitungs- und Sicherungshaft und Aus-
reisegewahrsam), Inhaftnahmen nach 
§ 57 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes (Zu-
rückschiebungshaft) und nach § 15 Absatz 5 
des Aufenthaltsgesetzes (Zurückweisungs-
haft) sowie die Inhaftnahme zum Zwecke der 
Überstellung nach Artikel 28 der Verordnung 
(EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur 
Festlegung der Kriterien und Verfahren zur 
Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die 
Prüfung eines von einem Drittstaatsangehö-
rigen oder Staatenlosen in einem Mitglied-
staat gestellten Antrags auf internationalen 
Schutz zuständig ist (ABl. L 180 vom 
29.6.2013, S. 31), werden in besonderen 
speziellen Abschiebungshafteinrichtungen 
(Unterbringungseinrichtungen) vollzogen. 
 
Die nach § 62 Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes als äußerstes Mittel definierte, das 
Fehlen von Haftalternativen voraussetzende 
Abschiebungshaft dient ausschließlich dem 
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(BGBl. 2026 I Nr. 111) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, 

6. Haft im Rückkehrgrenzverfahren 
nach § 70b des Asylgesetzes sowie 

7. Inhaftnahme zum Zwecke der Über-
stellung nach der Verordnung (EU) 
2024/1351 vom 14. Mai 2024 (ABl. 
L, 2024/1351, 22.5.2024; L, 
2025/90929, 25.11.2025).“ 

 
2. Nach Satz 2 wird der nachfolgende Satz 

3 eingefügt: 
 

„Dieses Gesetz findet auf den Vollzug 
des Ausreisegewahrsams im Sinne des 
§ 62b des Aufenthaltsgesetzes in der je-
weils gültigen Fassung entsprechende 
Anwendung.“ 

 
 
 
 

Zweck, richterliche Haftanordnungen nach 
den Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes zu 
vollziehen. 
 
(2) Beim Vollzug von freiheitsentziehenden 
Maßnahmen werden folgende Aufgaben er-
füllt: 
 
1. die Sicherstellung der Durchsetzung der 

Ausreisepflicht durch Vollziehung der 
Abschiebungshaft (Vorbereitungs- und 
Sicherungshaft) und des Ausreisege-
wahrsams, der Zurückschiebungs- und 
Zurückweisungshaft sowie die Vollzie-
hung der Inhaftnahme zur Sicherstel-
lung der Überstellung (Überstellungs-
haft), 

2. die Aufrechterhaltung der Sicherheit 
oder Ordnung innerhalb der Unterbrin-
gungseinrichtung, 

3. der Schutz der Allgemeinheit vor Straf-
taten der Untergebrachten, die aus der 
Haft heraus begangen werden können, 

4. die Mitwirkung an Ausweisungen, Ab-
schiebungen und Überstellungen und 

5. die Unterstützung der Polizeibehörden 
bei der Gefahrenabwehr und der Straf-
verfolgung. 

 
(3) Die Aufgabenerfüllung nach Absatz 2 um-
fasst auch die hierzu erforderliche Datener-
hebung, Datenverarbeitung und Datenüber-
mittlung. 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil 
 
I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 
 
Die Umsetzung der europa- und bundesgesetzlichen Regelungen ist auf Landesebene im 
Abschiebungshaftvollzugsgesetz zu ändern. 
 
II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
 
Durch die Aufnahme der Regelungen werden sowohl die europäischen Rechtsakte als auch 
die Änderungen der Bundesregierung durch das GEAS-Anpassungsgesetz umgesetzt. 
 
III. Erforderlichkeit 
 
Zur Klarstellung bei freiheitsentziehenden Maßnahmen ist es erforderlich, die Haftarten und 
Gewahrsamsarten im Abschiebungshaftvollzugsgesetz zu benennen und den jeweiligen 
gesetzlichen Grundlagen anzupassen. 
 
IV. Gesetzesfolgen 
 
Keine 
 
V. Befristung 
 
Keine 
 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 
 
In Absatz 1 Satz 1 sind klarstellend alle ab 12. Juni 2026 geltenden Haftarten aufgezählt. Er-
gänzend erläutert der in Absatz 1 neu eingefügte Satz 3, dass die Vorschriften zur Haft auch 
auf den Ausreisegewahrsam Anwendung finden. 
 
Zu Artikel 2  
 
Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 


